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Sehr geehrter Herr Dr. L.-B.,

zunächst einmal möchte ich mich für die schnelle Bearbeitung unseres letz-
ten Schreibens bedanken.

Der Umstand, dass Ihre Bundesanstalt eine Ablehnung beabsichtigt, stimmt 
uns - wie Sie sicherlich verstehen - nicht unbedingt froh, zumal im letzten Jahr 
erhebliche Ressourcen in die Planung des Projektes geflossen sind. Uns ist na-
türlich klar, dass es bestimmte Regierungsvorgaben zum Umgang mit Cannabis 
als Genussmittel gibt, allerdings hatten wir tatsächlich darauf gehofft, gerade 
unter Betrachtung des wissenschaftlichen Fokus' eine realistische Betrachtung 
der Sachlage erwarten zu können. Dass nun gerade das Referat 512 („Absatz-
förderung Wein“) - also eine Dienststelle zur Verbesserung des Absatzes von 
Alkohol als toxisches Rauschmittel - die Bearbeitung bewerkstelligt, erstaunt 
uns nicht wenig.

Leider sehen wir - auch in dem uns vorliegenden Schreiben - erhebliche Ar-
gumentationsmängel, die ich hier zu benennen beabsichtige, um eventuell zu 
einer Neubewertung beitragen zu können. Grundsätzlich stehen uns als Prä-
ventionsverein nicht die erheblichen publizistischen und finanziellen Mittel zur 
Verfügung, die andere Projekte (auf städtischer Basis mit Unternehmerbeteili-
gung) nutzen können, um ihrem Anliegen Gewicht zu verleihen, von daher sind 
wir natürlich im Nachteil.

Bevor ich auf die Ablehnungsgründe i.E. eingehe, erlauben Sie einige Worte 
zur Gesamtsituation.

: www.modellregion-mittelholstein.de / verein@420ev.de



Vorbemerkungen

Gemäß DHS Jahrbuch Sucht 20251 (JBS25, S. 115 ff.) sind es ca. fünf Millio-
nen erwachsene Deutsche (8,8 %), die im Epidemiologischen Survey (EAS) an-
geben, Cannabis in den letzten 12 Monaten konsumiert zu haben. Jede(r) Drit-
te hat bereits einmal im Leben Cannabis konsumiert. Die Zahlen im Dunkelfeld 
dürften diesbezüglich wesentlich höher sein. 

Die Fallzahlen bezüglich akuter Intoxikationen mit Cannabinoiden (inkl. syn-
thetischer  Cannabinoide)  sind  bis  2015  steil  angestiegen  und  seitdem  mit 
Schwankungen rückläufig.

Die hohen erfassten F12-Daten sind auf den vermehrten Einsatz von synthe-
tischen Cannabinoiden zurückzuführen, dazu später mehr.

Cannabis wird vorwiegend als Harz („Haschisch“) oder Blüten („Gras“) ge-
raucht oder vaporisiert, auch oraler Konsum („Edibles“) ist üblich. Der Großteil 
des in Deutschland sichergestellten Cannabisharzes stammt aus Marokko. Can-
nabisblüten kommen überwiegend aus europäischem Indoor-Anbau, vor allem 
durch organisierte Kriminalität in Spanien.

Der Bedarf an Cannabis wird deutschlandweit selbst in der konservativsten 
Betrachtung auf ein Gesamtvolumen von mindestens 400 Tonnen pro Jahr ge-
schätzt. Auch hier ist davon auszugehen, dass die tatsächliche Zahl wesentlich 
höher, wahrscheinlich sogar doppelt so hoch ist. 10% davon werden derzeit 
aus legalen Quellen bezogen (z.B. Eigenanbau, CAV).

1 https://www.dhs.de/fileadmin/user_upload/pdf/Jahrbuch_Sucht/JBSucht2025_komplett_WEB.pdf
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Durch  die  Einrichtung  von  Modellprojekten  nach  den  Bestimmungen  des 
KCanG soll eruiert werden, wie sich das Nutzerverhalten entwickelt und ob eine 
kontrollierte und regulierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene geeignet ist, 
den Schwarzmarkt zurückzudrängen und diesen für die organisierte Kriminali-
tät unattraktiv zu machen.

Die Schwächung des Schwarzmarktes soll auch den Gesamtkonsum in der 
Bevölkerung vermindern, da das individuelle Reaktanzverhalten abnimmt. So 
wird beobachtet, dass der Konsum unter jungen Menschen (U21) und jungen 
Erwachsenen (U26) inzwischen Rückläufig ist. Cannabis gilt nicht mehr als „il-
legale Droge“, sondern als teillegalisiertes Rauschmittel, es wird dadurch unin-
teressant. Ein weiterer Punkt, dem Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte, 
ist der Umstand, dass insbesondere synthetische Cannabinoide (z.B. HCC) der-
zeit stark zunehmen, am Markt gibt es eine kaum noch überschaubare Varianz, 
deren Verbote durch das Neue psychoaktive Stoffe Gesetz (NpSG) dem tat-
sächlichen Angebot stets nachstehen.

Besonders der Konsum von synthetischen Cannabinoiden in Vapes und Vor-
mischungen stehen bei jungen Menschen im Trend. Organisches Cannabis wird 
in diesen Kreisen kaum noch konsumiert, denn der synthetische Ersatz lässt 
sich bequem über das Internet, bargeldlose Zahlung und Versand an Paketsta-
tionen ohne jede Alterskontrolle besorgen.

Persönliche Anmerkung: In der achten Schulklasse der Schule meines Enkels 
wurde ein gerade einmal 14-Jähriger mit Kokainintoxikation aus dem Unterricht 
geholt, während in der Umgebung auf dem Dorffest die 12-Jährigen sich mit 
Korn-Cola abschießen. Hier liegen echte, drastische Gefahren für junge Men-
schen, die durch eine regulierte Cannabisabgabe an Erwachsene in keiner Wei-
se stimuliert werden.

Die Bereitstellung von legalem, qualitätskontrolliertem Cannabis für Erwach-
sene ist daher ein unbedingt notwendiger Schritt, um die staatlichen Bemühun-
gen um Jugend- und Gesundheitsschutz vor allem auf vulnerable Personen-
gruppen wie Kinder und Jugendliche konzentrieren zu können.

Eine weitere - extreme - Gefahr für alle Nutzer von Schwarzmarktcannabis 
ist die der Beimengung („Lacing“) zwecks Gewinnmaximierung und Kundenbin-
dung durch die organisierte Kriminalität. Das Konsumcannabis wird dabei von 
skrupellosen  Kriminellen  mit  verschiedensten  Stoffen  verschnitten,  z.B.  mit 
Bleispänen (Gewichtszunahme), mit Haarspray oder „Brix“ (Harzimitation) oder 
mit  synthetischen  Cannabinoiden  bspw.  „HHC“  bzw.  Opioiden  bspw. 
„Fentanyl“(Wirkungsverstärkung).

Eine regulierte Abgabe kann dieser besonders gefährlichen Entwicklung mög-
licherweise Einhalt gebieten, zumindest kann eine ergebnisoffene Evaluation 
mit einer großen Zahl  von Nutzern und verschiedenen Modellprojekten ent-
sprechende Erkenntnisse liefern.
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In Deutschland sterben pro Jahr ca. 200.000 Menschen an den Folgen des 
Konsums von legalen Substanzen wie Alkohol und Nikotin, etwa 2.000 Men-
schen sterben an den Folgen des Konsums illegaler Substanzen. Zusätzlich ent-
steht dadurch ein volkswirtschaftlicher Schaden im hohen zweistelligen Milliar-
denbereich, Kosten der Strafverfolgung sind dabei noch nicht berücksichtigt.

Die vollständige Legalisierung von Cannabis als Genussmittel könnte durch 
Einsparungen in der Justiz, Umsatzsteueraufkommen und Schaffung von Ar-
beitsplätzen einen nicht unerheblichen Milliardenbetrag (ca. 4,7 Mrd.) zum Vor-
teil  des Staates -  und damit  der  Allgemeinheit  -  bewirken und mindestens 
25.000 Arbeitsplätze schaffen, dies besagt die sog. „DICE-Studie“2 von Prof. J. 
Haucamp.

Ziel der Modellprojekte soll es sein, diese angenommene Entwicklung durch 
fundierte, empirisch gewonnene Daten zu bewerten. Außerdem ist angezeigt, 
im Rahmen der Nutzerbefragung auch die subjektive Ansicht der Nutzer in sta-
tistisch auswertbarer Form zu dokumentieren.

Viele öffentlich kommunizierte Absichten zu Modellprojekten werden von Un-
ternehmen unterstützt,  die im gewerblichen MedCan-Bereich tätig sind, hier 
sollen verständlicherweise neue Märkte erschlossen werden.

Der Präventionsverein VierZwanzig e.V. ist gemeinnützig tätig und von daher 
mildtätig. Unser Bestreben ist es, durch unsere benutzernahe Arbeit zu einer 
echten Evaluation beizutragen und das Projekt wird hier vor Ort deutlich von 
Ratsuchenden unterstützt, die in frei verfügbarem Cannabis eine deutliche Ver-
besserung ihrer persönlichen Lage sehen.

Auch die Selbstsubstituierung von z.B. alkoholabhängigen Personen mittels 
Cannabis3 ist ein oft angesprochenes Thema, zum dem wir gern forschen wür-
den, denn diesem Umstand (Ersatz von gesundheitsschädlichen Toxinen durch 
ungiftige Substanzen) wird in der öffentlichen Debatte zu wenig Beachtung ge-
schenkt. Nutzer verringern ihren schädlichen Konsum beim Opioidkonsum um 
76,7%, bei Medikamenten gegen Angstzustände um 71,8%, bei Migränemedi-
kamente um 66,7%, bei Schlafmitteln um 66,2%, bei Alkoholkonsum um 42% 
und bei Antidepressiva um 37,6%4.Forschende des Zentralinstituts für seeli-
sche Gesundheit (ZI) führten dazu auch eine doppelt randomisierte Studie5 mit 
CBD-Produkten durch. Ohne direkte und raumgreifende Datenerhebung bei Be-
troffenen bleibt dies jedoch stets ein unbelegtes Gerücht.  Ein Modellprojekt 
kann hier Abhilfe schaffen.

Nicht zuletzt ist für die umfassende Beurteilung der Lage auch die Datener-
hebung im ländlichen Umfeld unerlässlich, um letzten Endes repräsentative Er-
gebnisse für das Gesamtprojekt vorlegen zu können.

2 https://www.dice.hhu.de/fileadmin/redaktion/Fakultaeten/Wirtschaftswissenschaftliche_Fakultaet/DICE/Bilder/
Nachrichten_und_Meldungen/Fiskalische_Effekte_Cannabislegalisierung_final.pdf

3 Quellmaterial: https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/37781770/ & https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/27001005/
4 https://pubmed.ncbi.nlm.nih.gov/28372506/
5 https://www.zi-mannheim.de/institut/news-detail/cannabiswirkstoff-cbd-reduziert-das-verlangen-nach-alkohol-

bei-alkoholerkrankten-menschen.html & https://www.nature.com/articles/s41380-024-02869-y
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Das Gesetz sieht Modellprojekte ausdrücklich vor, wobei die im vorliegenden 
Schreiben vorgetragenen Bedenken z.T. nicht mit der Realität in Einklang zu 
bringen sind, da sie teilweise schlichtweg unerfüllbar sind und nach unserem 
Ermessen dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zuwiderlaufen.

Ad rem:

• Auf  der  Seite  4/5  unter  Punkt  1,  Abs.  1  schreiben  Sie: 

Dieser (insbesondere letzte) Satz bereits zeigt, dass die Erteilung einer 
Genehmigung ihrerseits faktisch unmöglich bzw. nicht gewollt ist. Die 
Forderung, dass für das geplante Projekt insgesamt mehr als eintausend 
Genehmigungen erforderlich seien, ist absurd! Nicht ein einziger Nutzer 
in einer Cannabis Anbauvereinigung (CAV) bedarf einer solchen Geneh-
migung. Somit wären die Teilnehmenden am Forschungsprojekt den CAV-
Mitgliedern  gegenüber  deutlich  benachteiligt,  was  den  Gleichbehand-
lungsgrundsatz massiv verletzt.

• Auf der Seite 5 des Anhörungsschreibens unter Punkt 1, Abs. 2 wird von 
Frau S. und Dr. N. eine Einreichung von Nachweisen gefordert. Tatsäch-
lich sind diese Personen nicht direkt mit dem Projekt befasst, sondern 
mit Buchhaltung & Geschäftsführung, sowie mit der Überwachung medi-
zinischer Verfahrensrichtlinien. Beide Personen sind nicht im operativen 
Geschäft tätig. Insofern sind Nachweise hier nicht erforderlich.

• Auf der Seite 5 des Anhörungsschreibens unter Punkt 1, Abs. 3 wird von 
mir (Olaf F.) die Hergabe eines bestimmten Führungszeugnisses verlangt. 
Die Ihnen vorliegende Version wurde eingesandt, um den Vorgang nicht 
hinauszuzögern. Wir werden eine wie in Anlage 1 Nummer 2c des An-
tragsformulars geforderte spezielle Version beantragen und diese unmit-
telbar nach Erhalt i.O. vorlegen.

• Auf der Seite 5 des Anhörungsschreibens unter Punkt 1, Abs. 4 wird eine 
„abgeschlossene Berufsausbildung als Kaufmann im Groß- und Außen-
handel und durch die Bestätigung einer mindestens einjährigen prakti-
schen Tätigkeit im Arzneimittelverkehr“ gefordert. Dafür liegen keinerlei 
nachvollziehbare Gründe vor. Weder ist die Einrichtung eines Groß- oder 
Außenhandels geplant, noch der Verkehr mit Arzneimitteln. 
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◦ Eine mehr  als  dreißigjährige  Tätigkeit  im Bereich Präventions-  und 
Suchtberatung sollte wohl ausreichend sein, um an die Probanden das 
Cannabis auszugeben und ihnen Fragebögen auszuhändigen. Insofern 
ist eine solche Forderung unerheblich.

• Auf der Seite 6 des Anhörungsschreibens unter Punkt 1, Abs. 5 wird be-
mängelt, dass die repräsentative Auswahl der Probanden nicht ausrei-
chend erläutert wurde. Das mag in diesem frühen Stadium der Beantra-
gung auch so erscheinen, allerdings sind die Planung mit der [Universi-
tät] noch nicht soweit vorangeschritten, dass konkrete Auswahlkriterien 
und die konkrete Methodik benannt wären. Die Universität wird nicht auf 
bloßen Zuruf ohne Vorliegen eines konkreten Projektes einen kompletten 
Forschungsauftrag formulieren.  Was die Zugangsmöglichkeit  „aus dem 
ländlichen Bereich“ angeht, so sei der Blick auf die Landkarte des westli-
chen Mittelholsteins empfohlen, das sich ausschließlich als ländliche Regi-
on definiert. Probanden aus Berlin, Hamburg, München oder Bonn sind 
ausgeschlossen. Da sich jeder Proband registriert, ist der Wohnort bzw. 
die Region wohl anhand der Postleitzahl im Personalausweis ersichtlich.

• Auf der Seite 6 des Anhörungsschreibens unter Punkt 2 führen Sie aus, 
die Säule 2 sei EU-notifizierungspflichtig sei, und zwar „laut dem Eck-
punktepapier“. Das ist nicht zutreffend. Die Säule 2 ist klar definiert als 
erweiterter  Rahmen der Teillegalisierung im Rahmen der Evidenzerhe-
bung und ist durch die Bestimmungen des KCanG durchaus gedeckt. Ein 
Nachweis zu dem von Ihnen behaupteten Hinweis des BMELH liegt hier 
nicht vor. Bei der Netzrecherche fiel allein ein FAQ des BMELH ins Auge, 
das jedoch keine erschöpfende Auskunft gibt6.

• Auf der Seite 6/7 des Anhörungsschreibens unter Punkt 3 führen Sie aus:

An dieser Stelle muss Ihrer Version deutlich widersprochen werden, da 
Sie hier die Umstände stark verzerrt darstellen.

6 https://www.bmel.de/SharedDocs/FAQs/DE/faq-konsumcannabis-forschung/FAQList.html

6



◦ Die Kommunikation über ein geplantes oder laufendes Forschungspro-
jekt als „unerlaubte Werbung“ mit Blick auf § 1 Nr. 14 & § 6 KCanG zu 
framen, ist unzulässig. Diesem Ansatz folgend, müsste ja alle Men-
schen, die in den sozialen Medien über ihre Erfolge im „Homegrow“ 
berichten, unerlaubt Werbung für Cannabis machen? Hanfproduktge-
schäfte (wie das, welches hier im Ort betrieben wird), die ihre Waren 
präsentieren und dabei Abbildungen von Hanfblättern zeigen, machen 
die dann auch „unerlaubte Werbung“? Dieses Argument ist  grotesk 
und völlig an den Haaren herbeigezogen. Wenn eine Forschungsein-
richtung nicht über ihr geplantes Vorhaben oder dessen Ergebnisse öf-
fentlich berichten darf und mögliche Probanden nicht ansprechen darf, 
wie sollte dann dieses Projekt aufgestellt  werden? Für konstruktive 
Vorschläge sind wir diesbezüglich durchaus offen.

• Auf der Seite 7 des Anhörungsschreibens unter Punkt 4 führen Sie aus, 
das  XXXXXX-Cannabis  sei  „teilweise  Cannabis  zu  medizinischen  Zwe-
cken“. Inwieweit sich „medizinisches Cannabis“ stofflich von „nichtmedi-
zinischem Cannabis“ unterscheidet, konnte bislang nicht schlussendlich 
geklärt werden, da es von denselben Pflanzen stammt. Im Rahmen des 
Projektes war angedacht, mit der örtlichen Apotheke zu kooperieren, um 
auch Cannabispatienten die Möglichkeit zu geben, an der Datenerhebung 
mitzuwirken, darauf kann aber auch verzichtet werden.

• Auf der Seite 8 des Anhörungsschreibens unter Punkt 5 wird ein „Quali-
tätssicherungsprozess“  gefordert,  und  das  von  einem  internationalen 
Konzern, der Cannabis im zweistelligen Tonnenbereich herstellt und im-
portiert. Diese Kontrollen entziehen sich bis dato unserem Zugriff und 
werden bei Zustandekommen eines Abnahmevertrages von der Lieferfir-
ma mit Sicherheit dokumentiert und entsprechende Zertifikate bereitge-
stellt. Sie kennen das sicherlich aus der „Absatzförderung Wein“, wo es 
wohl ähnlich laufen wird.

• Der Punkt 6 auf der Seite 8 ist eigentlich eines Kommentars nicht würdig. 
Dennoch nehme ich hier Stellung dazu.

◦ 1)  Eine  AUSWEISKONTROLLE beinhaltet  selbstverständlich  eine 
Sichtung aller auf dem Dokument vorhandenen Daten. Dass man dies 
extra erläutern muss, ist schon ungewöhnlich. Wer im Supermarkt Zi-
garetten und Alkohol kaufen will und nicht erwachsen aussieht, muss 
auch einer Ausweiskontrolle zustimmen, diese beschränkt sich i.d.R. 
nicht auf Rechtschreibfehler.

◦ 2)  Dass ein  MINDESTALTER kontrolliert wird, sollte sich wohl aus 
dem  Konzept  ergeben.  Eine  Abgabe  an  Minderjährige  wäre  i.R.d. 
KCanG wohl auch strafbewehrt. Um es klarzustellen: Wir beabsichti-
gen nicht, uns als Dealer für Kinder zu betätigen!
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◦  3)  Die Verhinderung des Zugriffs auf „in dem Projekt verwendetes 
Cannabis“ ist faktisch  UNMÖGLICH, da die Probanden das in ihrem 
Besitz befindliche Cannabis mitnehmen und sich die Verwendung un-
serer Kontrolle entzieht. Uns ist nicht bekannt, wie das Anbauvereini-
gungen oder Apotheken handhaben. Das Projekt ist nicht darauf aus-
gelegt, 1.000 Probanden nach dem legalen Erwerb von Cannabis bis 
in ihre Wohnung zu folgen und dort die Konsummuster zu überwa-
chen. Das wäre Sache der Ordnungsbehörden. Jede Probandin und je-
der Proband bekommt, wie im Konzept erläutert, eingangs von unse-
ren Präventions- und Suchtberatern eine intensive Beratung über die 
gesetzliche Lage und die Teilnahmebedingungen, die u. a. besagen, 
dass Cannabis unter keinen Umständen weitergegeben werden darf. 
Außerdem wird den Teilnehmenden eine 36-seitige Infobroschüre des 
Vereins  ausgehändigt,  die  über  Wirkungsweise  und  Gefahren  von 
Rauschmitteln, missbräuchlichen Konsum und Hilfsangebote aufklärt.

◦ 4) Im weiteren möchte ich hier noch einmal auf die UNVERHÄLTNIS-
MÄẞIGKEIT solcher  Voraussetzungen  eingehen.  Wie  im  folgenden 
Bild gezeigt, sind Spirituosen, Tabakwaren und sogar Cannabisliköre 
wie auch Cannabissamen in namhaften Supermarktketten für Kinder 
und Jugendliche in offenen Schränken und Displays jederzeit erreich-
bar. Genau  DAGEGEN richtet sich die Frage i.R.d. Forschungsarbeit, 
inwieweit Fachgeschäfte geeignet sind, Zugriff für junge Menschen zu 
erschweren.

• Auf Seite 8 Nummer 7 wird es nun wirklich krude. Dass eine Hausarztbe-
scheinigung über die psychische und physische Eignung für das Projekt 
vorzulegen ist, wurde tatsächlich nicht erwähnt, kann jedoch vorausge-
setzt werden. Die „Beurteilung des Gesundheitszustandes“ erfolgt durch 
den Verantwortlichen (Olaf F.). Der zweite und der dritte Satz des Absat-
zes jedoch werfen Fragen auf, die wir von Seiten der BLE gern beantwor-
tet wüssten. 
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◦ Inwieweit ist es nach Ansicht der Behörde einem voll ausgebildeten 
und  erfahrenen  Sanitäter  nicht  zuzutrauen,  eine  Ersteinschätzung 
nach xABCDE-, OPQRST-, SAMPLER- und ggfs. FAST-Schema vorzu-
nehmen? Die diesbezügliche Expertise wurde im Antrag ausdrücklich 
erwähnt.

◦ Inwieweit geht die Behörde davon aus, dass beim Kauf von Cannabis 
und bei der Beantwortung von Fragen außergewöhnliche und erwäh-
nenswerte Notfälle auftreten könnten? Es sei dazu gesagt, dass die im 
Hause ansässige Geschäftsstelle des Vereins mit DIN-Sanitätsrucksä-
cken und AED ausgerüstet ist, also allgemeine Notfälle zügig abgear-
beitet werden können, außerdem ist die nächste Rettungwache mit 
RTW etwas mehr als 1.000 Meter entfernt, der nächste RTH ist sechs 
Flugminuten entfernt.

• Es sei ergänzend - und wiederholt - darauf hingewiesen, dass der Verant-
wortliche seit mehr als 30 Jahren in der niedrigschwelligen Suchthilfe tä-
tig ist, bereits 1993 leitete er eigenverantwortlich einen Spritzentausch 
für Injektionsabhängige. Tatsächlich kommt es in Beratungsstellen und 
ähnlichen Einrichtungen selten zu medizinischen Notfällen.  Hier  gehen 
die Forderungen der Behörde entschieden zu weit. Auch hier ist uns nicht 
bekannt, wie CAV in einem ähnlichen Umfeld diese Thematik handhaben. 
Müßig, zu erwähnen, dass Cannabis, welches nicht aus illegalen Quellen 
stammt, keine gefährlichen Toxine beinhaltet, zumal in der Ausgabestelle 
ein Konsum überhaupt nicht vorgesehen ist.

• Zum Punkt 8 auf der Seite 8 sei gesagt, dass es keine Bestrebungen 
gibt,  Menschen „an Cannabis heranzuführen“,  die keine Erfahrung mit 
Cannabis haben. Dieser Punkt klärt sich natürlich im Wege des bereits 
erwähnten Beratungsgespräches und im Projektvertrag verpflichten sich 
die Teilnehmenden zu wahrheitsgemäßen Angaben.  Ob diese Angaben 
dann tatsächlich der Wahrheit entsprechen, lässt sich anhand von Indika-
torfragen zumindest grob einschätzen. Konkrete Maßnahmen zur Verhin-
derung sind utopisch und nicht zu erbringen, die Teilnehmenden müssen 
bei  uns nicht probekonsumieren, während sie an ein 12er EKG ange-
schlossen sind. Gern nehmen wir Vorschläge zum Verfahren hier von Sei-
ten der Behörde entgegen.

• Seite 9, Punkt 9 ist tatsächlich noch nicht vollends geklärt, zumal XXXX 
signalisiert hat, dass eine Lieferung frei Haus auch denkbar wäre. Im üb-
rigen werden größere Mengen Cannabis für Apotheken auch durch ge-
trackte  Lieferungen  von  Warenversanddienstleistern  vorgenommen.  Es 
gibt keinen vernünftigen Grund, von dieser Praxis abzuweichen. Unsere 
Präferenz ist jedoch die Abholung in einem neutralen Fahrzeug mit ab-
schließbaren Warentransportbehältern,  die sich nicht  entfernen lassen. 
Im übrigen orientieren wir uns an §22 KCanG.
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• Der Punkt 10 auf Seite 9 ist natürlich noch nicht abschließend geklärt. 
Ohne das Vorliegen einer entsprechenden Genehmigung können wir nicht 
für  mehrere  Tausend  Euro  Sicherheitsmaßnahmen  installieren.  Fest 
steht: Die Verwahrschränke sind nur dem Verantwortlichen zugänglich, 
alle  Räume  sind  24/7/365  videoüberwacht  und  alarmgesichert.  Diese 
Schränke liegen hinter 3 verschlossenen Türen, 2 davon Stahltüren (FH).

• Was mit Punkt 11 auf Seite 9 gemeint ist, erschließt sich uns nicht. Gern 
erläutern wir dies noch einmal.

◦ Jede/r Teilnehmende hat die Möglichkeit, bis zu 50g Cannabis im Mo-
nat im Rahmen des Projektes für den Eigenkonsum zu erwerben.

◦ Das KCanG regelt die Menge des zur Mitführung in der Öffentlichkeit 
erlaubten Cannabis (bis zu 25g/Person).

◦ Ja, die Teilnehmenden müssten, um die erlaubte Höchstmenge zu be-
ziehen (was allerdings nicht immer der Fall sein wird), im Monat zwei-
mal zur Ausgabestelle kommen. Das entspricht gängiger Praxis der 
CAV und ist problemlos umsetzbar, da jede/r Teilnehmende im Projekt 
ein Bezugskonto führt, in dem die erworbenen Mengen festgehalten 
werden. Da wir Teilnehmende unter 21 Jahren nicht akzeptieren, ist 
die Wirkstoffkonzentration unerheblich und bedarf keiner zusätzlichen 
Kontrolle.

• Auch der Punkt 12 auf den Seiten 9/10 ist im Grunde obsolet. Es sind 
keinerlei  „Kontrollmaßnahmen“  geplant,  die  in  das individuelle  Grund-
recht auf Handlungsfreiheit (Art. 2 GG) eingreifen.

◦ 1) Niemand wird gezwungen, die vorgesehene Höchstmenge an Can-
nabis i.R.d. Projektes zu erwerben, es steht den Teilnehmenden frei, 
auch geringere Mengen zu konsumieren bzw. zu beziehen.

◦ 2) Die im ersten Satz geforderte „konsequente und wirksame Über-
prüfung“ würde letztlich einen unzulässigen Eingriff in das Grundrecht 
auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG) bedeuten. Wir sind 
Forschende, keine bayerische Cannabispolizei. Wir kontrollieren weder 
Schränke noch Körperöffnungen der Teilnehmenden, bei denen es sich 
ausnahmslos  um  verantwortungsbewusste,  erwachsene  Menschen 
handelt.

◦ 3) Ob und in welchem Umfang jemand an seinem gewöhnlichen Auf-
enthaltsort Cannabis anbaut oder nicht, hat uns als Forscher nur mar-
ginal zu interessieren. Wir erheben keine Daten zum Homegrow, son-
dern zu Konsumgewohnheiten und den Möglichkeiten, durch regulierte 
Abgabe den Schwarzmarkt einzudämmen.

• Punkt 13 auf der Seite 10. Die dort abgefragten Maßnahmen existieren 
nicht und werden auch nie existieren, siehe Punkt 12.
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◦ Hier wäre es natürlich interessant, zu erfahren, wie sich die beschei-
dende Behörde denn solche „Maßnahmen“ vorstellt? Sollen die Teil-
nehmer eingesperrt und Tag wie Nacht überwacht werden? Sollen wir 
die KriPo bitten, unsere Teilnehmenden zu observieren? Dass Konsum-
cannabis aus dem Projekt „in den Schwarzmarkt abfließt“ kann wohl 
nur jemand annehmen, der mit der Materie nicht sonderlich vertraut 
ist. Vielleicht haben Kollegen aus der „Absatzförderung Wein“ da kon-
krete Methoden?

• Aus der Bemängelung in Punkt 14, Seite 10, werden wir ehrlich gesagt 
nicht ganz schlau.

◦ Welche „ethischen Fragen“ sollen da überprüft werden?

◦ Angesichts einer >30jährigen Erfahrung im Umgang mit Rauschmittel-
konsumenten und einer Zusatzausbildung im PSNV-Betreuungsdienst 
fragt sich der Verantwortliche hier schon, inwieweit das „Referat 512“ 
in der Lage ist, solche Fragen zu beurteilen. Solange es „begleitetes 
Trinken“ für 14jährige Jugendliche gibt, sollten ethische Fragen hier 
wohl keine essentielle verfahrensrechtliche Rolle spielen.

◦ Die bescheidende Behörde darf davon ausgehen, dass im Projekt un-
abhängig von abstrakten ethischen Fragen, die nicht näher erläutert 
werden,  nach strengen Rahmenbedingungen der  Gleichheit,  Vielfalt 
und Empathie gearbeitet wird.

Es sei noch einmal in aller Deutlichkeit darauf hingewiesen, dass wir im Pro-
jekt nicht vorhaben, mit Kriegsgerät oder waffenfähigem Plutonium zu han-
deln, sondern dass im Rahmen eines Forschungsprojektes den Teilnehmenden 
ein legaler Zugang zu einem ungiftigen Rauschmittel gewährt wird. Die gefor-
derten Sicherheits- und Prüfungsmaßnahmen sind vollkommen überzogen und 
realitätsfern.

Mit freundlichen Grüßen

OLAF F.

alleinvertretungsberechtigter Vorsitzender
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gem. §§ 51,59,60 & 61 Abs.1 AO
FA Kiel - StNr: 20/294/79599
mildtätig gem. § 52 Abs. 2.1 Nr. 7 AO
BA-Betriebsnummer: 74867440
BG-Nummer: 628875912581001
Mitglied im Fachverband Drogen- und Suchthilfe e.V.
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